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Chancengleichheit, Gleichstellung, Gender Mainstreaming – 
ein kurzer Streifzug durch juristisches Gelände.

SILKE MARTINI

Gender Mainstreaming als politische Handlungsstrategie bedeutet,
vereinfacht ausgedrückt: Entscheidungsprozesse sollen in ihrer Wir-
kung auf die tatsächliche Gleichheit der Geschlechter ausgerichtet
sein, und zwar in allen Bereichen und auf allen Ebenen. Gender Main-
streaming ist also darauf angelegt, die noch bestehenden Defizite in
der Durchsetzung der schon bisher auf die Gleichheit von Männern
und Frauen abstellenden Normen zu überwinden und um einen hand-
lungsorientierten Ansatz zu ergänzen.
Auch wenn die wichtigste primärrechtliche Festlegung des Gender
Mainstreaming Ansatzes - nämlich Art. 3(2) EG-Vertrag (Amster-
damer Vertrag von 1999) - lediglich die Europäische Gemeinschaft
auf die Einhaltung dieses Prinzips verpflichtet, so ist doch die deut-
liche Willensbekundung der europäischen Normgeber nicht zu über-
sehen, dem Gender Mainstreaming zwischenstaatliche Verbindlich-
keit zu verleihen.
Dies konkretisiert sich z.B. in den Beschäftigungspolitischen Leit-
linien Nr.19 (1999), welche eine Selbstverpflichtung der Mitglieds-
staaten enthalten. Dort heißt es: "Daher werden die Mitgliedsstaa-
ten einen Gender Mainstreaming Ansatz bei der Umsetzung der Leit-
linie ... zugrunde legen".

Die Entwicklung im bundesdeutschen Recht zeigt zudem - späte-
stens seit dem Inkrafttreten des Zweiten Gleichberechtigungsgeset-
zes (1996) und der damit einhergehenden Ergänzung von Art. 3(2)
Grundgesetz - die Tendenz zur Verankerung des Gender Mainstrea-
ming in das bundesdeutsche Rechtssystem: 

• Art. 3(2) Satz 1 GG: "Männer und Frauen sind gleichberechtigt",
wurde auf dem Hintergrund der Erkenntnis, dass dies lediglich ein
Sollens-Satz ist, aber nicht der tatsächlichen gesellschaftlichen 
Lebenssituationen von Frauen und Männern entspricht, ergänzt 
durch eine Förderverpflichtung des Staates, bezogen auf das Ziel,
diese formal gleichen Rechte auch chancengleich umsetzen zu 
können;

• Art. 3(2) Satz 2 GG lautet daher: "Der Staat fördert die tatsäch-
liche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile 
hin". - Auffallend ist hier schon die Umkehrung der Nennung der
Geschlechter in Satz 2; offensichtlich geht es also insbesondere 
um die Herstellung einer chancengleichen Teilnahme von Frauen
an allen gesellschaftlichen Bereichen, was jedoch nicht den Blick
auf die Anteile der Männer an diesem Prozess verstellen soll.

Wenn also die Bundesrepublik Deutschland in ihrer Verfassung die
Förderverpflichtung des Staates zur Herstellung tatsächlicher Ge-
schlechterdemokratie verankert, muss sie auch geeignete Mittel er-
greifen, um diese umzusetzen. Insoweit kann behauptet werden, dass
Art. 3 (2) GG bereits Elemente des Gender Mainstreaming Ansat-
zes enthält.

Explizit geworden ist dies durch das 1997 neu geschaffene Sozial-
gesetzbuch III. Dort heißt es in § 8(1): "Die Leistungen der aktiven
Arbeitsförderung sollen die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt fördern.

Gender Mainstreaming 
und das bundesdeutsche Recht

Zur Verbesserung der beruflichen Situation von Frauen ist durch sie
auf die Beseitigung bestehender Nachteile sowie auf die Überwin-
dung des geschlechtsspezifischen Ausbildungs- und Arbeitsmark-
tes hinzuwirken."
Auch wenn demnach durch EU-Vorgaben bisher keine unmittelbar
rechtlich verbindlichen Dokumente geschaffen worden sind, kann
mit Bezug auf die erwähnten Rechtsquellen doch belegt werden, das
die neuere Normsetzung auch innerstaatlich auf eine Verdichtung
der Verbindlichkeit des Gender Mainstreaming Prinzips auf bundes-
deutscher Ebene hindeutet.

Ergänzt wird diese Feststellung durch unmittelbar geltendes Recht
insbesondere im arbeitsrechtlichen Zusammenhang. Durch den ar-
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz in § 611a BGB - "Der
Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer bei einer Vereinbarung oder
Maßnahme ... nicht wegen seines (sic!) Geschlechtes benachteili-
gen" - ist unstreitig auch die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofes zur mittelbaren Diskriminierung mit in die Beurteilung
geschlechterdiskriminierender Maßnahmen einzubeziehen. 
Eine mittelbare Diskriminierung setzt zunächst an einer geschlechts-
neutralen Maßnahme an, z.B. am Kriterium "Doppelverdiener" für
die soziale Auswahl bei Kündigungen. Abgesehen von der Wider-
sinnigkeit des Begriffs "Doppelverdiener" für eine Lebensgemein-
schaft, in der beide Partner berufstätig sind, ist dieses Kriterium bei
näherem Hinsehen gar nicht so geschlechtsneutral. 
Fragt man als nächstes nach der Betroffenengruppe, die Nachteile
dadurch hat, wird deutlich, dass mehr Frauen als Männer nach die-
sem Auswahlkriterium ihren Arbeitsplatz verlieren würden. Dies
folgt allein aus der Tatsache, dass es aufgrund der immer noch vor-
herrschenden geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zwischen
Männern und Frauen mehr erwerbstätige Männer gibt, die mit nicht
erwerbstätigen (Haus)frauen verheiratet sind, als erwerbstätige
Frauen, die mit nicht erwerbstätigen Männern zusammen leben, so
dass zahlenmäßig mehr Frauen "Doppelverdiener" sind als Männer.
Deutlich wird also: Auch in einer zunächst geschlechtsneutral er-
scheinenden Maßnahme kann eine versteckte (mittelbare) Diskri-
minierung liegen. Soweit eine solche mittelbar diskriminierende
Maßnahme nicht durch höhere Ziele gerechtfertigt erscheint, ist sie
rechtwidrig.

Die Prüfschritte ([1] Geschlechtsneutrale Ausgestaltung der Maß-
nahme, [2] Nachteilige Auswirkung überwiegend für die Angehöri-
gen eines Geschlechtes, [3] Erklärung der Nachteiligen Auswirkung
nur durch Geschlecht oder Geschlechterrolle, [4] Rechtfertigungs-
gründe für die Benachteiligung) verbinden juristische Dogmatik mit
den Analyseschritten nach dem Gender Mainstreaming Prinzip und
geben daher ein wirksames Instrument zur Implementierung der Ka-
tegorie "Geschlecht" auch in die gerichtliche Überprüfung vor.
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Einer Übernahme des Gender Mainstreaming Prinzips in alle Be-
reiche gesellschaftspolitischer Entscheidungen - und darüber hin-
aus auch in die der privaten Betriebe - steht demnach juristisch nichts
entgegen, vielmehr sind die Vorgaben für die Anwendung ge-
schlechterpolitischer Kategorien durch das geltende Recht längst ge-
macht worden.

Besonders deutlich wird dies an der Novellierung der Betriebsver-
fassung, durch die den Betriebsräten noch expliziter als bisher die
Aufgabe zugewiesen wird, für Geschlechtergerechtigkeit in den Be-
trieben zu sorgen. Nicht allein die allgemeine Aufgabenzuweisung
in §80 Zif. 2a BetrVG, nämlich "die Durchsetzung der tatsächlichen
Gleichstellung von Frauen und Männern, insbesondere bei der Ein-
stellung, Beschäftigung, Aus- ,Fort- und Weiterbildung und dem be-
ruflichen Aufstieg, zu fördern", sondern auch die zusätzliche Ver-
pflichtung in § 80 Zif.2b - "... die Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsarbeit zu fördern" - weist auf eine neue Schwerpunktsetzung
der Betriebsverfassung zum Thema Gleichstellungspolitik hin.
Die rechtlichen Möglichkeiten der Betriebsräte, das Gender Main-
streaming Prinzip in betriebliche Maßnahmen zu integrieren, sind
vielfältig und ziehen sich wie ein roter Faden insbesondere durch die
Mitwirkungsmöglichkeiten im Rahmen von personellen Entschei-
dungen. So kann der Betriebsrat im Rahmen der betrieblichen Per-
sonalplanung (§§ 92 u.2a BetrVG) z.B. Vorschläge "insbesondere
für die Aufstellung und Durchführung von Maßnahmen zur Förde-
rung der Gleichstellung von Frauen und Männern" machen. Welche
Maßnahmen das im einzelnen sein können und wie diese ausgestal-
tet werden müssten, wäre durch Beratung und gezielte Gender-Ana-
lysen herauszuarbeiten.
Durch die Eindeutigkeit der Aufgabenzuweisung an den Betriebs-
rat dürfte auch die Frage der Notwendigkeit solcher Fortbildungs-
maßnahmen gemäß § 37(6) BetrVG und der damit verbundenen Ko-
stenübernahme durch den Arbeitgeber unstreitig sein. Nach § 96 (2)
BetrVG haben sowohl der Arbeitgeber als auch der Betriebsrat dar-
auf zu achten, dass bei betrieblichen Bildungsmaßnahmen u.a. die
"Belange Teilzeitbeschäftigter und von Arbeitnehmern mit Fami-
lienpflichten" berücksichtigt werden.
Auch dem Arbeitgeber ist durch die neue Betriebsverfassung eine
Aufgabe zugewachsen, die dem Gender Mainstreaming Prinzip zu-
geordnet werden kann. Gemäß § 43(2) BetrVG hat der Arbeitgeber
oder sein Stellvertreter mindestens einmal in jedem Kalenderjahr in
einer Betriebsversammlung "über das Personal- und Sozialwesen
einschließlich des Standes der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern im Betrieb..." zu berichten.
Durch Querverbindungen zu anderen Bestimmungen - z.B. im Rah-
men der Berechtigungen des Betriebsrates durch den Wirtschafts-
ausschuss (§ 106 BetrVG: Informationsrecht des Betriebsrates über
die Auswirkungen wirtschaftlicher Maßnahmen auf das Personal) -
kann die gesamte betriebliche Organisation im besten Sinne "gegen-
dert" werden. Voraussetzung dafür ist ein Betriebsratsgremium, das
sich der Bedeutung des Gender Mainstreaming für eine demokrati-
sche Betriebskultur bewusst ist.
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